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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Une motion du groupe socialiste, visant la protection des infrastructures critiques
suisses contre l'influence d'autres Etats, a été débattue au Conseil national. Dans le
collimateur de ce texte se trouvent les revendeurs internationaux de matériel TIC qui
seraient sous l'emprise d'un Etat – principalement autocratique. 
«Wir leben in unübersichtlichen und auch in gefährlichen Zeiten, wir leben in einer
unübersichtlichen und auch gefährlichen Welt.» Cette déclaration de Jon Pult (ps, GR),
visant à contextualiser la motion,  a résonné sous la Coupole fédérale. Le sénateur a mis
l'accent sur l'incertitude des relations géopolitiques et les tensions qui augmentent
dans le monde, avant d'ouvrir une perspective internationale à la motion en
mentionnant d'autres pays européens – comme l'Allemagne – qui ont voté une loi
similaire ou qui ont interdit l'achat de certains produits à leurs infrastructures
critiques. Ainsi, les infrastructures garantissant la disponibilité de certains bien et
service comme l'énergie ou les transports se sont vues limitées dans le choix de
système TIC qu'elles utilisent. Pour illustrer ces décisions, l'entreprise Huawei a été
prise comme exemple. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il reconnaît l'importance d'une telle
mesure, mais estime que la motion aurait un effet minime, vu que les entreprises en
question sont connectées au réseau mondial. De plus, le Conseil fédéral considère
qu'avant d'interdire, une évaluation globale des risques et des mesures à prendre doit
être entreprise. Finalement, la motion restreindrait la liberté des entreprises,
conséquence que le Conseil fédéral ne considère pas comme nécessaire. En effet,
d'autres moyens permettraient de réduire les risques – par exemple la collaboration
avec le NTC. 
Le Conseil national a accepté la motion par 145 voix contre 44 et 4 abstentions. La
minorité venait des groupes vertl'libéral et libéral-radical ainsi que 2 voix du groupe du
Centre. 1

MOTION
DATUM: 02.05.2023
CHLOÉ MAGNIN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Im April respektive im Mai 2021 reichten die KVF-NR und die KVF-SR je eine
gleichlautende Motion betreffend die Unterstützung des öffentlichen Verkehrs
aufgrund der Covid-19-Krise ein (Mo. 21.3459 und Mo. 21.3593). Die Motionen
forderten, dass der Bund dem gebeutelten öffentlichen Verkehr – namentlich in den
Bereichen Fernverkehr, touristischer Verkehr und Ortsverkehr – für das Jahr 2021 wie
schon im Vorjahr eine finanzielle Unterstützung zukommen lassen solle. Dabei sollten
die im Rahmen des Bundesgesetzes über die Unterstützung des öffentlichen Verkehrs
in der Covid-19-Krise (BRG 20.055) für das Jahr 2020 beschlossenen Hilfen für den
touristischen Verkehr und den Ortsverkehr auf das Jahr 2021 ausgedehnt werden,
während für den Fernverkehr eine neue Lösung gefunden werden müsse. In der
nationalrätlichen Kommission hatte sich eine Minderheit Giezendanner (svp, AG) gegen
den Vorstoss ausgesprochen, aus der ständerätlichen Kommission gab es keinen Antrag
auf Ablehnung.
Der Bundesrat stellte sich gegen die Motionen. Er argumentierte, dass grundsätzlich die
Gemeinden und Kantone für den Ortsverkehr zuständig seien. Von diesem Prinzip sei
man zwar im Vorjahr abgewichen, auf eine erneute Ausnahme solle nun aber verzichtet
werden. Im Bereich des Fernverkehrs seien das UVEK und die EFV zudem bereits daran,
geeignete Massnahmen zur finanziellen Stabilisierung der SBB zu prüfen. Beim
touristischen Verkehr schliesslich sei keine finanzielle Unterstützung angebracht.
Die beiden Räte diskutierten die Motionen in der Sommersession 2021. Der Ständerat
nahm sie mit 36 zu 3 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Im Nationalrat, wo die Motion
zusammen mit der Motion der KVF-NR zur Unterstützung des Schienengüterverkehrs in
der Covid-19-Krise behandelt wurde, argumentierten Kurt Fluri (fdp, SO) und Jon Pult
(sp, GR) für die Kommission, dass die Transportunternehmen des Orts- und des
touristischen Verkehrs teilweise keine Reserven mehr hätten und daher keine weiteren
Ausfälle mehr verkraften könnten. Benjamin Giezendanner argumentierte im Namen der

MOTION
DATUM: 15.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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ablehnenden Minderheit, dass sich der Ortsverkehr und der touristische Verkehr von
selber wieder erholen würden. Ausserdem sei es sinnvoll, wenn das Angebot im
touristischen Verkehr nun etwas zurückgehe und sich damit Angebot und Nachfrage
wieder einpendelten. Es könne nicht angehen, «dass man eine verminderte Nachfrage
einfach nur mit Bundesgeldern egalisiert». Der Fernverkehr schliesslich könne sich auf
seine Reserven stützen. Die Mehrheit des Nationalrates war aber anderer Ansicht und
wollte die Unterstützung des öffentlichen Verkehrs sicherstellen. Er nahm die Motion
mit 134 zu 50 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) deutlich an. Die ablehnenden Stimmen
stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion sowie von einem FDP-Mitglied. 2

Die KVF-NR reichte im August 2021 eine Motion zur finanziellen Förderung von
nichtfossilen Verkehrsträgern im öffentlichen Busverkehr ein. Die Umsetzung des
Anliegens solle in Absprache mit den Kantonen, den Gemeinden und der Branche des
öffentlichen Verkehrs erfolgen. Zudem verlangte die Kommission, dass die
Mineralölsteuerbefreiung für den öffentlichen Verkehr zeitnah aufgehoben wird und
die Mehreinnahmen, die dadurch entstehen, zur Förderung des nicht fossil
betriebenen öffentlichen Verkehrs eingesetzt wird. Die Motion nahm Bezug auf einen
Bericht in Erfüllung des Postulats der KVF-NR (19.3000) mit dem Titel «Nichtfossilen
Verkehrsträgern im öffentlichen Verkehr auf Strassen zum Durchbruch verhelfen». Eine
Kommissionsminderheit Pieren (svp, BE) lehnte die Motion ab; der Bundesrat
beantragte hingegen deren Annahme.
Der Nationalrat behandelte den Vorstoss in der Wintersession 2021. Im Namen der
Kommissionsmehrheit argumentierte Jon Pult (sp, GR), dass die Dekarbonisierung des
Busverkehrs in der Schweiz weiter vorangebracht werden müsse. Die Finanzierung sei
dabei der entscheidende Faktor. Viele Gemeinden und Kantone könnten sich die
Dekarbonisierung nicht leisten, deshalb brauche es dafür ein Gesamtkonzept des
Bundes. Zudem kritisierte Pult, dass Unternehmen des öffentlichen Verkehrs, die heute
Dieselbusse einsetzen, durch die Rückerstattung der Mineralölsteuer subventioniert
würden. Dieser Fehlanreiz solle aus klimapolitischen Gründen behoben werden.
Benjamin Giezendanner (svp, AG) hingegen stand dem Vorstoss kritisch gegenüber. Zum
einen sei die mit der Motion geplante Dekarbonisierung nicht technologieneutral, da
eine eigentliche «Elektrifizierung» gefordert werde. Zum anderen brauche diese sehr
viel Strom, der in der Schweiz ohnehin schon knapp sei. Nach diesen Ausführungen
entschied sich der Nationalrat, der Kommissionsmehrheit zu folgen, und nahm die
Motion mit 119 zu 55 Stimmen bei 1 Enthaltung an. Nebst der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion sprachen sich drei Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion gegen die
Motion aus. 3

MOTION
DATUM: 30.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Winter 2021 forderte Jon Pult (sp, GR) in einer Motion, welche von 34
Parlamentarierinnen und Parlamentariern aus allen Parteien mitunterzeichnet wurde,
den Bundesrat dazu auf, eine unabhängige Kommission für NS-verfolgungsbedingt
entzogene Kulturgüter zu schaffen. Zudem dürfe bei der Beurteilung nicht mehr
zwischen sogenannter «Raubkunst» – jene die direkt von den Nazis entwendet wurde –
und «Fluchtkunst» – Kunst, die verkauft werden musste, um die Flucht zu finanzieren,
unterschieden werden. Weiter wollte die Motion geklärt haben, ob dieselben
Grundsätze auch auf Kulturgüter in kolonialen Kontexten angewendet werden können.
In der Sondersession vom Mai 2022 beugte sich der Nationalrat über die Motion. Pult
erklärte sein Anliegen damit, dass die Schweiz sich mit der Unterzeichnung der
Washingtoner Prinzipien von 1998 und der Erklärung von Terezin von 2009 dazu
verpflichtet habe, NS-verfolgungsbedingt entzogene Kulturgüter ausfindig zu machen,
die Nachfahren der ehemaligen Besitzerinnen und Besitzer zu suchen und für
«gerechte und faire Lösungen» zu sorgen. Die Geschehnisse rund um die Sammlung
von Emile Bührle am Kunsthaus Zürich hätten jedoch gezeigt, dass es hier grosse
Lücken gebe und die Schweiz verbesserte Instrumente brauche. Bekämpft wurde die
Motion von Andreas Glarner (svp, AG), der festhielt, dass er grundsätzlich hinter dem
Anliegen der Motion stehe. Es sei jedoch unsinnig, diese Forderung auf andere
Bereiche, wie koloniale Kontexte, auszudehnen. Auch der Bundesrat stimmte der
Forderung des Motionärs grundsätzlich zu, erachte es jedoch als verfrüht, bereits heute

MOTION
DATUM: 11.05.2022
SARAH KUHN
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Rahmenbedingungen für eine zu gründende Kommission festzulegen, wie dies im
zweiten Teil der Motion gefordert wurde. Daher beantragte Alain Berset, nur dem
ersten Teil der Motion zuzustimmen und die genaue Ausgestaltung der Kommission
noch offen zu lassen. In der Folge wurde der erste Teil der Motion, wie vom Bundesrat
empfohlen, stillschweigend angenommen. Auch der zweite Teil wurde mit 92 zu 90
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) knapp angenommen. Die Fraktionen der SP, GLP und der
Grünen stimmten geschlossen für die Vorlage, bei der SVP stimmte lediglich Andreas
Glarner dagegen. Die Fraktionen der Mitte und der FDP.Liberalen zeigten sich
unschlüssiger. Damit geht die Vorlage an den Ständerat. 4

Nachdem der Nationalrat in der Sondersession 2022 beide Teile der Motion von Jon
Pult (sp, GR), welche eine unabhängige Kommission für NS-verfolgungsbedingt
entzogene Kulturgüter verlangte, angenommen hatte, nahm sich in der Herbstsession
2022 der Ständerat dem Anliegen an.
Die vorberatende WBK-SR beantragte mit einem Kommissionsbericht vom August 2022
mit 9 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nur den ersten Teil der Motion anzunehmen
und den zweiten Teil zu streichen – wie es der Bundesrat zuvor empfohlen hatte. Die
Kommission habe sich ausgiebig mit der Provenienzforschung und der
Kulturgüterrückgabe beschäftigt und sei zum Schluss gekommen, dass die Einsetzung
einer solchen unabhängigen Kommission der geeignete Weg sei, um «gerechte und
faire Lösungen» zu finden. Sie stimme aber mit dem Bundesrat überein, dass es nicht
angemessen sei, die Rahmenbedingungen der Kommission bereits jetzt zu bestimmen.
Stattdessen solle ohne Zeitdruck überprüft werden, wie die Kommission auszugestalten
sei und ob es eine weitere Kommission für Kulturgüter aus anderen Kontexten brauche.
Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG) hielt in der Ständeratsdebatte fest,
dass die Thematik der Raubkunst, auch 80 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges
hochaktuell sei. Kulturminister Alain Berset ergänzte, dass bei der Frage nach der
Ausgestaltung der Kommission auch die Ergebnisse der diesjährigen Konferenz von
Terezin – die dritte Folgekonferenz der Washingtoner Prinzipien von 1988 – eingebaut
werden könnten.
Der Ständerat folgte seiner Kommissionsmehrheit und nahm stillschweigend den ersten
Absatz, nicht aber die folgenden Punkte 1-6 der Motion an. Damit wird sich der
Bundesrat nun der Schaffung und der Ausgestaltung dieser Kommission widmen. 5

MOTION
DATUM: 26.09.2022
SARAH KUHN

Mit einer Motion verlangte Jon Pult (sp, GR), dass der Kunsthandel und das
Auktionswesen der Schweiz unter die Regelungen gegen Geldwäscherei und
Terrorismusbekämpfung gestellt werden. Kriminelle sowie Terroristinnen und
Terroristen würden den Schweizer Kunstmarkt missbrauchen, um «blutiges Geld» zu
waschen. Zudem habe der Krieg gegen die Ukraine gezeigt, dass über den Kunstmarkt
Sanktionen umgangen werden können, was es zu unterbinden gelte, wie Pult in der
Sondersession 2023 sein Anliegen gegenüber dem Nationalrat erklärte. Das Problem sei
enorm – so schätze die UNO das Kunsthandelsvolumen auf ganze USD 67.4 Mrd., wovon
über USD 6 Mrd. im Zusammenhang mit kriminellen Machenschaften stünden. Zwar
würde das Kulturgütertransfergesetz bereits gute Kontrollmöglichkeiten darüber liefern,
woher die in der Schweiz gehandelte Kunst oder die Kulturgüter kommen. Unklar bleibe
aber, woher das Geld für diese Kunst komme. Die EU sei in diesem Bereich
regulatorisch um einiges weiter als die Schweiz und auch in den USA gäbe es ähnliche
Bemühungen, wie Pult erklärte. Der Bundesrat beantragte derweil die Ablehnung der
Motion, zumal er keinen Handlungsbedarf ausmachte, da Beträge von über CHF 100'000
bereits dem Geldwäschereigesetz unterliegen würden, wie Karin Keller-Sutter unter
anderem erläuterte. In der Folge nahm der Nationalrat die Motion mit 111 zu 80 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) an. Die Stimmen für die Vorlage stammten aus den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP, der Grünen, der Mitte sowie der Grünliberalen. 6

MOTION
DATUM: 02.05.2023
SARAH KUHN

Die RK-SR gab Ende Juni 2023 bekannt, dass sie sich vorerst nicht mit der Motion Pult
(sp, GR) befassen werde, die forderte, den Kunsthandel und das Auktionswesen der
Schweiz unter die Regelungen gegen Geldwäscherei und Terrorismusbekämpfung zu
stellen. Dies, da der Bundesrat bekannt gegeben habe, nach der Sommerpause eine
Vernehmlassung für eine Revision des Geldwäschereigesetzes zu eröffnen. Ebenfalls
aus diesem Grund vorerst nicht behandelt werden drei weitere Motionen (Mo. 22.3637,
Mo. 22.3456; Mo. 21.4396). 7

MOTION
DATUM: 27.06.2023
SARAH KUHN
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1) BO CN, 2023, p. 738
2) AB NR, 2021, S. 1044 ff.; AB SR, 2021, S. 630 f.
3) AB NR, 2021, S. 2206 ff.
4) AB NR, 2022, S. 749 ff.
5) AB SR, 2022, S. 923 f.; Bericht der WBK-SR vom 22.8.22 (Mo. 21.4403)
6) AB NR, 2023, S. 736 f.
7) Medienmitteilung der RK-SR vom 27.6.23
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